[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl





Änderung von Unterhaltsbeiträgen

Ausgangslage und Fragestellung

Mitte April 2003 wurde zwischen einem nicht verheirateten Vater und seinem Kind ein Unterhaltsvertrag abgeschlossen und von der zuständigen VB genehmigt. Bereits Ende 2003 stellte der Vater das Begehren, den Unterhaltsbeitrag abzuändern, da er sich in der Zwischenzeit selbständig gemacht und in den letzten Monaten kein Einkommen erzielt habe.

Anfrage des SD: ist auf das Änderungsbegehren einzutreten und ist die Änderung immer durch das Gericht vorzunehmen oder nur wenn die Eltern uneinig sind?

Erwägungen

Voraussetzung für die Änderung eines Unterhaltsbeitrages ist eine erhebliche Veränderung der Verhältnisse (Art. 286 Abs. 2 ZGB). Dabei ist immer eine Veränderung der wirtschaftlichen Verhältnisse gemeint. Ob es sich um eine erhebliche Änderung handelt, beurteilt sich nach richterlichem Ermessen i.S. von Art. 4 ZGB unter Würdigung aller massgeblichen Gesichtspunkte. Auf Seiten des Pflichtigen fallen qualifizierte veränderte wirtschaftliche Umstände wie Arbeitslosigkeit und sonstige Einkommensrückgänge ohne Einflussmöglichkeiten des Pflichtigen in Betracht (BSK- Breitschmid N 13). Dabei fallen bei bescheidenen Einkommen schon kleine Veränderungen eher ins Gewicht als bei hohen Einkommen (Handbuch Hausheer e.a. Unterhaltsrecht RZ 09.42). 

Entsprechende Veränderungen sind jedoch nur beachtlich, wenn sie nicht vom Schuldner freiwillig (oder gar in der Absicht, den Unterhaltsanspruch zu schmälern) herbeigeführt worden sind. Der Schuldner soll die Folgen der seine Lebensführung betreffenden Entscheide selber tragen und nicht auf seine Unterhaltsgläubiger abwälzen. (Hausheer e.a. a.a.O. RZ 09.131). 

Vertragliche Änderungen sind möglich, unabhängig davon, ob der Beitrag ursprünglich auf Klage oder einvernehmlich, im Unterhalts- oder einem eherechtlichen Verfahren festgesetzt wurde (BSK-Breitschmid Art. 286 N 8). Eine vertragliche Neufestsetzung bedarf immer der Genehmigung durch die VB gemäss Art. 287 Abs. 1 ZGB, damit der Unterhaltsvertrag für das Kind verbindlich wird.

Schlussfolgerungen

Eine vertragliche Änderung ist grundsätzlich möglich. Im vorliegenden Fall ist vom Vertreter des Kindes jedoch nicht ohne weiteres auf das Begehren des Schuldners einzutreten, da aus dem Sachverhalt nicht hervorgeht, ob der Schuldner die Einkommensverschlechterung „fahrlässig“ oder gar absichtlich und in voller Kenntnis seiner Verpflichtungen herbeigeführt hat. Falls die Beratungs- und/oder Inkassostelle oder der gesetzliche Vertreter hier Zweifel haben, ist der Schuldner auf den Klageweg zu verweisen.  
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Ch. Häfeli
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